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ELEKTROHYPERSENSIBLE IM VEREIN BURGER GEGEN ELEKTROSMOG E.V.




	Bürger gegen Elektrosmog e.V. 

91217 Hersbruck  Postfach 248



	An

	Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags

	Platz der Republik 1

	

	11011  Berlin

	

	Per Fax 030/227-36878 

E-mail  post.pet@bundestag.de


Einwendung zum Schreiben vom 2.Dezember 2009 der Petition 2-16-18-2002-060292 

Sehr geehrte Damen und Herren des Petitionsausschusses,

Vielen Dank für Ihr Schreiben, auf unsere Petition vom 15. 10. 2009, mit obigem Datum.

Wir danken auch für Ihre Anlage, der Stellungnahme des BMU vom 17.11.2009.

Wie schon im Kopf unseres Schreibens erwähnt, bringen wir erhebliche Einwendungen gegen die vom BMU vorgetragene Darstellung, vor. Uns ist Ihre Ansicht als beurteilende Gruppe innerhalb des Bundestages sehr verständlich, wenn wir die Stellungnahme von Fr. Dr. Keller im BMU RS II 4  betrachten. Wir können sicher nicht erwarten, das Sie mit dem Thema der Menschenrechtsverletzungen in Verbindung mit der Behandlung von EHS- Patienten (Elektrohypersensibler) und den Bemühungen von Ärzteinitiativen, Bürgerinitiativen, Interessenvertretungen von EHS-Patienten und Vereinen, die Grundsatzaufklärung zum Thema Schädigungen durch nichtionisierende Strahlung betreiben, volles Verständnis für deren Situation haben, da Sie bisher nicht damit befast waren.

Deshalb möchten wir unsere Einwendungen auch näher erklären und den wahren Sachverhalt beschreiben:

Richtig ist : 

1. wir haben uns in einer Vielzahl von Briefen und Anträgen an das BMU, das BfS, das BM für Gesundheit, BM für Arbeit und Soziales, die Bundesregierung und die Regierungen der Länder mit ihren nachgeordneten tangierenden Ministerien gewandt und um Zusammenarbeit gebeten. Uns lag es an einer objektiven Aufklärung der Sachverhalte, um die Sicherung des Lebens von EHS-Patienten und die Achtung der Regierungs- und Verwaltungsstellen des Grundgesetzes §2 Abs. 2 die Unversehrtheit der Person und Schutz des Lebens zu gewährleisten.

2. wir haben dem BfS einen Fragenkatalog zugesandt, der bis heute nicht beantwortet wurde.

3. wir waren bei der DMF- Abschlusskonferenz in Berlin im Juni 2008, trotz großer gesundheitlicher Probleme, anwesend und haben zusammen mit Wissenschaftlern, Ärzten, Vertretern von Bürgerinitiativen und Mobilfunkgegnern die Fakten und Bedenken zur offiziellen Meinung des BfS vorgetragen, das die Funktechnologie ohne gesundheitliche Auswirkung sei. Dabei haben wir auf die Situation der Elektrohypersensiblen hingewiesen und das diesen Menschen Hilfe zuteil werden muss! 

4. Das Dr. Weiss vom BfS grosspurig den Kritikern, also auch an uns, das Angebot der Gesprächsbereitschaft in Aussicht gestellt hat, an der er ja SO interessiert sei.

5. Auch richtig ist, das wir die SSK, das BfS und das BMU aufgefordert haben auf Grund der uns vorliegenden Fakten eine Änderung in der Aussage der Unschädlichkeit von nichtionisierender Strahlung vorzunehmen. 

6. das wir den BR und die ARD aufgefordert haben jeglichen Sendebetrieb von  DVB-T, DAB einzustellen und die Sendeleistungen anderer analogen Funkabstrahlungen von Radiowellen, auf eine für Menschen und Natur unschädliches Maß zurückzufahren.

7. wir haben am 2. Juni 2009 an die Bundesregierung – die Bundeskanzlerin – und den Regierungen der Bundesländer die Anträge auf die Umsetzung der EU- Parlamentsentscheidung der Vorlage A6 – 0089 – 2009 zur allgemeinen Anerkennung der Elektrohypersensiblen als Menschen mit einer Behinderung gestellt und der daraus resultierenden Bereitstellung von unbefeldeten Lebensraum für uns EHS-Betroffene gefordert und bis heute keinen Bescheid dazu erhalten, weder von der Bundesregierung noch von irgend einer Landesregierung.

Falsch ist:

1. das wir, wie im ersten Absatz der Stellungnahme des BMU gesagt wurde, jeweils ausführliche Antworten erhalten haben.  – Richtig ist, das uns einige Schriftstücke zugesandt wurden, in denen gebetsmühlenartig immer wieder die Bundesimmissionsschutzverordnung (BImSchV) heruntergebetet wurde, nach der die Grenzwerte durch die Mobilfunkbetreiber eingehalten werden und diese genügend Schutz bietet, so das keine Gefahr besteht. Auf die von uns vorgetragenen Tatsachen, das es EHS-Patienten gibt und das diese sogar laut Aussage von BfS im Juni 2009 in München mit einer Anzahl von ca. 10 % der Bevölkerung angegeben wurden. Darauf wurde mit keinem Wort eingegangen! Auch auf unseren wiederholten Angebote und Aufforderungen an Dr. Weiss vom BfS zur Einlösung seines Versprechens eine Kontaktperson im Hauses des BfS zu benennen, wurde nicht eingegangen. Erst auf Grund unserer Initiative wurde in Eigenregie eine Anhörung in einem „Funkloch“ in der Oberpfalz mit 25 Elektrohypersensiblen organisiert und alle tangierenden Behörden und Ärzte wurden eingeladen.  Wir bezweckten dabei das man diese Personen anhört und die Regierungsstellen Fragen stellen konnten oder sogar Untersuchungen bzw. mögliche Studien mit den EHS-Patienten hätte vereinbaren können. Das BfS hat mit der Begründung abgesagt „nicht zielführend“. Worauf wir um schriftliche Definition des Ziels gebeten haben und bis heute keine Antwort erhalten haben!

2. Im vorletzten Absatz der Stellungnahme des BMU wird gesagt das – „Aus fachlicher Sicht ist den bereits erfolgten Stellungnahmen zum gesamten Spektrum der Wirkung elektromagnetischer Felder auf die Gesundheit nichts mehr hinzuzufügen“. – Das ist auch falsch! Richtig ist: jegliche medizinische und fachliche Betrachtung bzw. offene Diskusion wurde bisher von den Regierungsstellen und Verwaltungen vermieden. 700 Seiten medizinisch einwandfreie Kasuistiken liegen dem BfS seit mehr als 3 Jahren in schriftlicher Form vor. Diese wurden vom BfS als nicht den Rahmenbedingungen von Kasuistiken entsprechend, den Vorgaben vom Robert-Koch-Institut (RKI) als zweifelhaft dargestellt und der objektiven Betrachtung entzogen. Auf telefonische Nachfrage von uns, beim RKI, existieren keine Richtlinien die zwingend einzuhalten sind. Die vom BfS bezeichnete „Vorgabe“ vom RKI soll eine allgemeine Anleitung zum Verfassen von Umweltkasuistiken sein. – so die Auskunft vom RKI! 

3. im letzten Absatz wird die Zuständigkeit des BMU für die Ausweisung von elektrosmogfreie Gebiete angesprochen. – Richtig ist, das das BMU sehr wohl an der Ausweisung von Schutzgebieten beteiligt werden muss! Sie ist die oberste Behörde für Umwelt und Naturschutz! Da solche Gebiete nicht in Städten errichtet werden können, sondern nur Naturschutzgebiete oder Gebiete mit äußerst wenig Besiedlung in Frage kommen, ist also auch das BMU gefragt. Das BMU ist auch die übergeordnete Behörde des BfS und somit an der Sicherung der Auswirkungen von Strahlung auf die Natur, Menschen und Tieren federführend beteiligt. In der Anlage erhalten Sie dazu die Aussage eines Rechtswissenschaftlers.

4. das BMU führt weiter aus: Dieses Ansinnen ist wahrscheinlich schon aus technischen Gründen nicht realisierbar – auch das  ist falsch! Richtig ist, das man entweder die Sendeleistungen soweit zurückfahren muss bis das vorgesehene Gebiet strahlungsfrei ist oder man schaltet einfach die Sendeleistungen insgesamt ab! Das ist sehr gut realisierbar.

Wir bitten nunmehr den Ausschuss unserer Petition zu folgen und entsprechend unseren Darstellungen den Sachverhalt zu beurteilen. 

Wir wären gern an einer persönlichen Erklärung vor dem Petitionsausschuss interessiert, da nicht alle Aspekte wie z.B. die Messmethoden zur Ermittlung der vorhandenen Belastung der nichtionisierenden Strahlung ausführlich erklärt werden konnte. Wir stehen  weiteren Erklärungen von Tatsachen gern zu Ihrer Verfügung!

Mit freundlichen Grüßen

Hartmut Hellwig          

Vorsitzender 


Hartmut Hellwig


Dorfstrasse 4 


91230 Kainsbach  


Tel.  09151 / 907011


Fax  09151 / 907011
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